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1. Beitritt des Kantons Thurgau zur IVöB 2019 

Der Kanton Thurgau tritt der totalrevidierten Interkantonalen Vereinbarung über das 
öffentliche Beschaffungswesen (IVöB 2019) bei. Die IVöB 2019 hat keine grundle-
gende Änderung des öffentlichen Beschaffungswesens zur Folge. Obschon zahlrei-
che Einzelheiten des Verfahrens angepasst werden, bleiben das Beschaffungsver-
fahren, die Verfahrensarten sowie die Schwellenwerte (mit Ausnahme der Erhöhung 
des Schwellenwerts für das Einladungsverfahren bei den Lieferungen von 
Fr. 100'000 auf Fr. 150'000) grundsätzlich unverändert. 

2. Anpassung der kantonalen Gesetzgebung 

Der Beitritt des Kantons Thurgau wird im totalrevidierten Gesetz über das öffentliche 
Beschaffungswesen (GöB; RB 720.1) geregelt. Der Grosse Rat hat dem Gesetz mit 
Schlussabstimmung vom 15. September 2021 zugestimmt. 

Im bisherigem Recht hat der Regierungsrat die Kompetenz, das Beschaffungsrecht 
zu regeln, soweit es nicht von der IVöB erfasst ist (§ 7 Abs. 1 des Gesetzes über das 
öffentliche Beschaffungswesen vom 18. Dezember 1996 [GöB 1996; RB 720.2]). Die 
bisherige Verordnung des Regierungsrates zum Gesetz über das öffentliche Be-
schaffungswesen vom 23. März 2004 (VöB 2004; RB 720.21) ist deshalb mit 56 Pa-
ragrafen sehr umfangreich. Die IVöB 2019 behandelt das materielle Beschaffungs-
recht hingegen umfassend und die Kantone können nur noch in engen Grenzen Aus-
führungsbestimmungen erlassen (vgl. dazu Ziff. 2.4 der Botschaft des Regierungsra-
tes zum Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen vom 2. März 2021). Die 
Kompetenz des Regierungsrates beschränkt sich daher auf den Erlass von Ausfüh-
rungsbestimmungen verfahrenstechnischer und organisatorischer Art (§ 43 Abs. 1 
KV und § 5 GöB). 

Die VöB 2004 musste daher totalrevidiert werden und heisst neu Verordnung über 
das öffentliche Beschaffungswesen (VöB; RB 720.11). Das Gleiche gilt für die Wei-
sung des Regierungsrates betreffend Zuständigkeiten und Ablauforganisation für das 
öffentliche Beschaffungswesen der Zentralverwaltung und der unselbständigen kan-
tonalen Anstalten vom 1. Juli 1997 (WöB 1997; RB 720.211), welche von der Wei-
sung über das öffentliche Beschaffungswesen (WöB; RB 720.111) abgelöst wird. Auf 
eine Synopse wird angesichts der grundlegenden Änderungen der Verordnung und 
der Weisung verzichtet. 

An den Zuständigkeiten und Verfahren für Beschaffungen der Zentralverwaltung und 
der unselbstständigen kantonalen Anstalten ändert sich grundsätzlich nichts. Die 
Bestimmungen betreffend die Umsetzung des Wirtschaftlichkeitsgebots, die Ablau-
forganisation und die zu treffenden Massnahmen gegen Interessenkonflikte und Kor-
ruption (§ 5 bis § 7 WöB) sowie betreffend Vollzug, Kontrolle und Aufsicht bezüglich 
Sanktionen gemäss Art. 45 IVöB (§ 2 Abs. 3 WöB) können einen gewissen organisa-
torischen Anpassungsbedarf auslösen. 
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3. Finanzielle Auswirkungen 

Finanzielle Konsequenzen sind durch die VöB für die betroffenen öffentlichen Auf-
traggeber (z.B. den Kanton, die politischen Gemeinden oder die Schulgemeinden) 
nicht zu erwarten. Werden die neuen Instrumente der IVöB 2019 genutzt (z.B. elekt-
ronische Auktion gemäss Art. 23 IVöB 2019 oder Dialog gemäss Art. 24 IVöB 2019), 
dürfte allerdings in den entsprechenden Verfahren mit einem grösseren Aufwand als 
in einem „ordentlichen“ Verfahren zu rechnen sein. Dasselbe gilt, wenn Sanktionen 
gegenüber fehlbaren Anbieterinnen oder Anbietern ausgesprochen werden sollen 
(Art. 45 Abs. 1 und 2 IVöB 2019). 

4. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der VöB 
4.1. Ständige Liste 

§ 1 Führen einer ständigen Liste 

Diese Bestimmung hat ihre Grundlagen in Art. 28 IVöB 2019 i.V.m. § 5 Abs. 1 Ziff. 3 
lit. a GöB. Bereits heute führt das Departement für Bau und Umwelt gestützt auf § 32 
VöB 2004 die „Ständige Liste“. Sie hat sich in der Praxis bewährt und soll in dieser 
Form weitergeführt werden. Neu wird das Verzeichnis deshalb entsprechend der 
heutigen „Ständigen Liste“ beschränkt auf Anbieter, die im Bauhaupt- oder Bau-
nebengewerbe oder in einem der Baubranche nahestehenden Dienstleistungsbe-
reich (insbesondere Architekten, Planer, Ingenieure). 

§ 2 Wirkung der Ständigen Liste und des Zertifikats 

Der neue § 3 VöB entspricht § 33 VöB 2004. Ab dem Einladungsverfahren muss das 
Zertifikat über die Aufnahme in die ständige Liste verlangt werden. Unabhängig da-
von muss es allen Anbietern offenstehen, fallweise ihre Eignung im Hinblick auf eine 
konkrete Ausschreibung durch individuelle Nachweise zu belegen (vgl. Art. 28 Abs. 4 
IVöB 2019). 

§ 3 Abgrenzung Bauhaupt- und Baunebengewerbe 

Bei den Bauleistungen unterscheidet die IVöB 2019 wie bereits die geltende IVöB 
zwischen Aufträgen des Bauhaupt- und des Baunebengewerbes. Unter das Bau-
hauptgewerbe fallen alle Arbeiten für die tragenden Elemente eines Bauwerks. Es 
betrifft namentlich folgende Auftragsarten: Hoch- und Tiefbau, Strassenbau (inkl. Be-
lagseinbau), Aushub-, Bagger- und Traxarbeiten, Abbrucharbeiten sowie Spezialtief-
bau (Pfählungen, Baugrubensicherungen, Ankerarbeiten usw.). Zum Bauhauptge-
werbe können aber auch Zimmerei- oder Metallbauarbeiten gehören, sofern sie als 
Tragkonstruktion eines Gebäudes dienen. Alle übrigen Arbeiten fallen unter das 
Baunebengewerbe, so zum Beispiel Maler-, Gipser-, Dachdecker-, Plattenleger-, 
Gärtner-, Schreiner-, Heizungs-, Klima-, Lüftungs-, Spenglerei-, Sanitär- oder Elektro-



  5 

installationsarbeiten, da diese nicht der Tragkonstruktion eines Bauwerks dienen 
(Musterbotschaft des InöB vom 16. Januar 2020, S. 34). 

§ 4 VöB entspricht weitestgehend § 2 Abs. 4 VöB 2004. Dasselbe gilt für die im An-
hang aufgeführten Arbeitsgattungen, welche bis auf folgende Aktualisierungen auf-
grund des Baukostenplans BKP 2017 unverändert geblieben ist: 

- BKP Nr. 425 Stützmauern (neu); 
- BKP-Nr. 462 Kleine Kunstbauten (gelöscht). 

4.2. Wettbewerbs- und Studienauftragsverfahren 

§ 4 Zusammensetzung des unabhängigen Expertengremiums 

Gemäss Art. 22 IVöB 2019 regelt der Auftraggeber, der einen Planungs- oder Ge-
samtleistungswettbewerb veranstaltet oder Studienaufträge erteilt, im Rahmen der 
Grundsätze der IVöB das Verfahren im Einzelfall. Damit der Folgeauftrag an den 
Gewinner eines Planungs- oder Gesamtleistungswettbewerbs oder eines Auswahl-
verfahrens zu Planungs- oder Gesamtleistungsstudien gestützt auf Art. 21 Abs. 2 lit. i 
IVöB 2019 freihändig vergeben werden kann, müssen verschiedene Voraussetzun-
gen erfüllt sein. In § 4 bis § 7 VöB werden zur Umsetzung dieser Bestimmungen 
Mindestvorgaben gemacht. Nach wie vor bleibt aber Raum für die Auftraggeberinnen 
und Auftraggeber, die Verfahren im Einzelfall zu regeln. 

Eine Voraussetzung für die freihändige Vergabe des Folgeauftrages an den Gewin-
ner eines Planungs- oder Gesamtleistungswettbewerbs oder eines Auswahlverfah-
rens zu Planungs- oder Gesamtleistungsstudien ist, dass die Lösungsvorschläge von 
einem unabhängigen Expertengremium beurteilt worden sind (Art. 21 Abs. 2 lit. i 
Ziff. 2 IVöB 2019). § 4 VöB gibt die Mindestanforderungen an die Zusammensetzung 
des unabhängigen Expertengremiums vor. Diese Anforderungen entsprechen der 
heutigen Praxis. 

§ 5 Aufgaben des unabhängigen Expertengremiums 

§ 7 regelt die Aufgaben und Kompetenzen des unabhängigen Expertengremiums. 
Auch diese Regelungen entsprechen der heutigen Praxis. 

§ 6 Anonymitätsgebot 

Im geltenden Recht können Planungs- und Gesamtleistungswettbewerbe anonym 
oder nicht anonym durchgeführt werden (§ 16 Abs. 3 VöB 2004). § 8 Abs. 1 VöB gibt 
neu vor, dass Wettbewerbsverfahren grundsätzlich anonym durchzuführen sind. Es 
besteht aber die Möglichkeit für die Auftraggeberin oder den Auftraggeber, die Ano-
nymität frühzeitig aufzuheben, sofern in der Ausschreibung darauf hingewiesen wird 
(§ 8 Abs. 2 VöB). 
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§ 7 Ausschreibung des Wettbewerbs oder Studienauftrags 

Diese Bestimmung nennt verschiedene Angaben, welche in Wettbewerbs- und Stu-
dienauftragsverfahren entweder in der Ausschreibung oder aber in den Ausschrei-
bungsunterlagen bekanntgegeben werden müssen. Diese betreffen: 

- Die Zusammensetzung des Expertengremiums (Abs. 1); 
- die Ansprüche der Teilnehmer (Abs. 2); 
- die Abgeltungsansprüche, falls kein Folgeauftrag erteilt wird (Abs. 3). 

Die Aufzählung ist nicht abschliessend. 

4.3. Vollzug, Überwachung und Rechtsschutz 

§ 8 Aufsicht 

Gestützt auf § 5 Ziff. 3 lit. b und d GöB ist der Regierungsrat ermächtigt, die für den 
Vollzug, die Kontrolle und die Aufsicht verantwortlichen Stellen zu bezeichnen für die 
Sanktionen gegenüber fehlbaren Auftraggeberinnen und Auftraggebern (Art. 45 
Abs. 4 und 5 IVöB) und für die Kontrolle und Aufsicht über die Einhaltung der IVöB 
2019 durch Auftraggeberinnen und Auftraggeber (Art. 62 Abs. 1 und 2 IVöB 2019). 

Im geltenden Recht ist das jeweils für den Sachbereich zuständige Departement 
Aufsichtsbehörde über die Auftraggeberinnen und Auftraggeber. Die Oberaufsicht 
steht dem Regierungsrat zu (§ 48 VöB 2004). An diesen Zuständigkeiten wird nichts 
geändert (§ 8 Abs. 1 und 2 VöB). 

§ 8 Abs. 3 VöB entspricht inhaltlich Art. 45 Abs. 5 IVöB 2019 und regelt das Vorge-
hen bei festgestellten Verstössen gegen die IVöB 2019. 

Die Mitglieder der Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konfe-
renz (BPUK) bilden das Interkantonale Organ für das öffentliche Beschaffungswesen 
(InöB; Art. 61 Abs. 1 IVöB2019). Der Kanton Thurgau wird in der BPUK und im InöB 
vertreten durch die Chefin des Departements für Bau und Umwelt. Für Anzeigen 
beim InöB bezüglich der Einhaltung der IVöB 2019 durch andere Kantone soll des-

halb das Departement für Bau und Umwelt zuständig sein (§ 8 Abs. 4 IVöB 2019). 

4.4. Fachstelle öffentliches Beschaffungswesen 

Die Fachstelle öffentliches Beschaffungswesen ist unter geltendem Recht in der 
WöB 1997, neu aber auf Gesetzesstufe geregelt (§ 7 GöB). Daher werden einzelne 
Bestimmungen zur Fachstelle aus der WöB 1997 überführt in die VöB. 
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§ 9 Fachstelle öffentliches Beschaffungswesen 

Gemäss § 7 Abs. 1 GöB führt der Kanton eine kantonale Fachstelle öffentliches Be-
schaffungswesen. Die Aufgaben der Fachstelle sind in § 7 Abs. 2 GöB definiert. Der 
Regierungsrat regelt die Einzelheiten. Er kann der Fachstelle über die Aufgaben in 
§ 7 Abs. 2 GöB hinaus weitere Aufgaben und Kompetenzen übertragen (vgl. § 7 
Abs. 3 GöB). 

Kantonale Fachstelle öffentliches Beschaffungswesen ist das Generalsekretariat des 
Departementes für Bau und Umwelt. Das ergibt sich auch aus dem Anhang 1 zum 
Geschäftsreglement des Regierungsrates (RB 172.1). Damit wird an der bestehen-
den Organisation nichts geändert (vgl. § 2 Abs. 2 WöB 1997). 

Bereits heute ist die Fachstelle zuständig für die Administration der Ständigen Liste 
(vgl. § 3 Abs. 3 Ziff. 1 WöB 1997), den Erlass von Weisungen über die Erstellung der 
Statistiken über internationale Vergaben, die Koordination der entsprechenden Sta-
tistiken und die Zustellung an den Bund (§ 3 Abs. 3 Ziff. 5 WöB 1997) sowie für die 
Bewirtschaftung der Thurgauer Seite des Internetportals www.simap.ch (vgl. § 5a 
Abs. 3 WöB 1997). Nachdem Art. 48 Abs. 1 IVöB 2019 die Publikation aller Zuschlä-
ge im Staatsvertragsbereich auf der gemeinsam von Bund und Kantonen betriebe-
nen Internetplattform für öffentliche Beschaffungen verlangt, dürfte sich der Aufwand 
für die Erstellung der Statistiken im Rahmen halten. 

§ 6 Abs. 1 GöB verpflichtet die Auftraggeberinnen und Auftraggeber, bei einem Aus-
schluss im Sinne von Art. 45 Abs. 1 IVöB 2019 dem Kanton eine Kopie des rechts-
kräftigen Entscheids zuzustellen. Die Meldung des Ausschlusses an das InöB erfolgt 
dann durch den Kanton (§ 6 Abs. 2 GöB). § 9 Abs. 2 Ziff. 3 VöB sieht vor, dass diese 
Meldung durch die Fachstelle erfolgen soll. Das bedeutet gleichzeitig, dass die Zu-
stellung gemäss § 6 Abs. 1 GöB an die Fachstelle erfolgen muss. 

§ 10 Zustellung von Entscheiden des Verwaltungsgerichts 

Wie bereits unter geltendem Recht (§ 3 Abs. 2 GöB 1996) ist das Verwaltungsgericht 
verpflichtet, einer vom Regierungsrat zu bezeichnenden Stelle der kantonalen Ver-
waltung eine Ausfertigung seiner vergaberechtlichen Entscheide in anonymisierter 

Form zuzustellen (vgl. § 4 Abs. 3 GöB). 

Damit die Entscheide des Verwaltungsgerichts in der Praxis bekannt sind und be-
rücksichtigt werden können, sind diese Entscheide der Fachstelle zuzustellen. 

5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der WöB 

§ 1 Geltungsbereich 

Wie bereits die WöB 1997 soll auch die WöB für die Beschaffungen der Zentralver-
waltung und der unselbstständigen kantonalen Anstalten gelten. 
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§ 2 Regierungsrat 

§ 2 bis § 4 WöB regeln die Kompetenzen des Regierungsrates, der Departemente 
und der Staatskanzlei sowie der Ämter und unselbstständigen kantonalen Anstalten 
im Zusammenhang mit der Durchführung von Vergabeverfahren. Die Kompetenzver-
teilung entspricht dabei grundsätzlich der aktuellen Regelung (vgl. § 3 bis 5 WöB 
1997). 

Nach wie vor soll der Regierungsrat bei Aufträgen mit einem Auftragswert über 
Fr. 100'000 in die wesentlichen vergaberechtlichen Entscheide involviert werden. 
Allerdings ist neu vorgesehen, dass der Regierungsrat diese Entscheide nicht mehr 
selber fällt, sondern die entsprechenden Entscheide vorgängig genehmigt. Das be-
deutet, dass z.B. eine Vergabestelle dem Regierungsrat einen Zuschlag mit einem 
Auftragswert von Fr. 120'000 (exkl. MWST) vorgängig zur Genehmigung vorlegt und 
den Zuschlag anschliessend den Anbieterinnen und Anbietern eröffnet. 

Sind seitens des Kantons Sanktionen gegenüber einer Anbieterin oder einem Anbie-
ter auszusprechen, soll dafür der Regierungsrat zuständig sein. Die Sanktionen kön-
nen empfindliche Folgen für die betroffene Anbieterin oder den betroffenen Anbieter 
haben. Zudem ist nicht zu erwarten, dass derartige Sanktionen häufig auszuspre-
chen sein werden. 

§ 3 Departemente und Staatskanzlei 

Diese Bestimmung entspricht materiell im Wesentlichen der bisherigen Regelung 
(§ 4 WöB 1997). 

§ 4 Ämter und unselbstständige kantonale Anstalten 

Diese Bestimmung entspricht materiell im Wesentlichen der bisherigen Regelung 
(§ 5 WöB 1997). § 2 und § 3 WöB erfassen nur einen Teil der Handlungen und Ent-
scheide, die im Rahmen eines Vergabeverfahrens erforderlich sind. So bleiben bspw. 
die Ämter und kantonalen Anstalten zuständig für die Einladung der Anbieter im Ein-
ladungsverfahren, die Ausschreibung oder die Auswahl der geeigneten Anbieter im 

selektiven Verfahren. 

§ 5 Umsetzung des Wirtschaftlichkeitsgebots und Ständige Liste 

Die Kantonsverfassung verpflichtet den Kanton in § 89 Abs. 1 KV, seinen Haushalt 
sparsam und wirtschaftlich zu führen. Dieser Grundsatz gilt für alle Trägerinnen und 
Träger staatlicher Aufgabenerfüllung. Das Vergaberecht hat zudem ausdrücklich den 
wirtschaftlichen Einsatz der öffentlichen Mittel zum Ziel (Art. 2 lit. a IVöB 2019). 
Nachdem das Einholen mehrerer Angebote auch im freihändigen Verfahren zulässig 
ist, sind deshalb mindestens ab einem Auftragswert von Fr. 50'000 (exkl. MWST) 
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auch im freihändigen Verfahren mehrere Angebote einzuholen und dann aus diesen 
Angeboten das vorteilhafteste Angebot auszuwählen. 

Auch im freihändigen Verfahren dürfen nur Anbieter berücksichtigt werden, welche 
die Teilnahmebedingungen erfüllen (vgl. Art. 26 IVöB 2019). Die Ständige Liste hat 
sich etabliert. Sie soll deshalb bereits ab einem Auftragswert von Fr. 50'000 zum 
Tragen kommen. Das entspricht bereits heute der Praxis des Departements für Bau 
und Umwelt. 

§ 6 Ablauforganisation 

Diese Bestimmung verankert in Abs. 1 und Abs. 2 das Vier-Augen-Prinzip für ver-
schiedene entscheidende Schritte bei der Vergabe von Aufträgen mit einem Auf-
tragswert über Fr. 50'000. 

Abs. 3 stellt klar, dass mindestens ab einem Auftragswert von Fr. 10'000 Verträge 
zwingend schriftlich abgeschlossen werden müssen. 

§ 7 Massnahmen gegen Interessenkonflikte und Korruption 

Art. 2 lit. d i.V.m. Art. 11 lit. b IVöB 2019 verpflichten die Auftraggeberin oder den 
Auftraggeber bei der Vergabe öffentlicher Aufträge Massnahmen zu treffen gegen 
Interessenkonflikte, unzulässige Wettbewerbsabreden und Korruption. § 7 WöB kon-
kretisiert die zu treffenden Massnahmen gegen Interessenkonflikte und Korruption im 
Zusammenhang mit Vergabeverfahren. Einerseits dürfen an Vergabeverfahren mit 
einem Auftragswert von über Fr. 10'000 nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
beauftragte Dritte mitwirken, die eine Unbefangenheitserklärung zu unterzeichnen. 
Andererseits werden die Vorgesetzten dazu verpflichtet, ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter regelmässig an das Thema „Interessenkonflikte und Korruption“ zu erin-
nern. Damit soll das Bewusstsein für die Problematik bei den Beschaffenden ge-
schärft und das Thema aktuell gehalten werden. 

§ 8 Fachstelle öffentliches Beschaffungswesen 

Die Zuständigkeiten der Fachstelle entsprechen grundsätzlich der heutigen Regelung 
(vgl. § 2, § 5a bis § 7 WöB 1997). Neu dazugekommen ist die Beratung der Verga-
bestellen im Zusammenhang mit auszusprechenden Sanktionen sowie die Mitteilung 
an die WEKO bei Verdacht auf unzulässige Wettbewerbsabreden. 

§ 9 Publikation 

Diese Bestimmung entspricht im Wesentlichen § 5a Abs. 1 und 2 WöB 1997. 
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§ 10 Sanktionen von Anbietern 

Diese Bestimmung sieht eine Informationspflicht der Vergabestellen vor. Einerseits 
besteht diese Pflicht bei Verdacht auf unzulässige Wettbewerbsabreden: In diesem 
Fall ist die Fachstelle zuständig für die entsprechende Mitteilung an die WEKO. An-
dererseits besteht die Informationspflicht bei Hinweisen auf Sachverhalte, die eine 
Sanktion zur Folge haben könnten: In diesem Fall berät die Fachstelle die Vergabe-
stellen. 
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